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Vorbereitung und Verwirklichung von Leitungsentschei­
dungen des Staatsanwalts erfordern eine enge Kooperation 
von Staatsanwalt und Untersuchungsorgan unter Beachtung 
ihrer Eigenverantwortung und Selbständigkeit einerseits und 
ihrer Weisungsgebundenheit andererseits. Kooperation kann 
sich jedoch nicht auf Informationsaustausch und gegenseitige 
Unterstützung beschränken. Die Untersuchungsorgane müs­
sen vielmehr auf Grund ihrer besonderen Sachkunde durch 
Vorschläge und Hinweise dazu beitragen, daß durch den 
Staatsanwalt sachkundige, rechtspolitisch begründete Ent­
scheidungen getroffen werden. Und der Staatsanwalt muß 
gegenüber dem Untersuchungsorgan sichern, daß Leitungs­
entscheidungen mit gebotener Konsequenz durchgesetzt wer­
den. Die staatsanwaltscbaftliche Kontrolle gewinnt hier ein 
besonderes Gewicht

Mitwirkung in der gerichtlichen Hauptverhandlung * 1 2 3

Die strafprozessuale Tätigkeit des Staatsanwalts in der ge­
richtlichen Hauptverhandlung erster Instanz wird wesentlich 
dadurch bestimmt, daß er die staatliche Anklage erhebt und 
vor Gericht vertritt Die Erhebung der Anklage und ihre Ver­
tretung in der Hauptverhandlung sind Ausdruck der verfas- 
sungs- und staatsrechtlichen Grundfunktion der Staatsanwalt­
schaft, über die einheitliche Verwirklichung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit zu wachen. Die Anklagefunktion des Staats­
anwalts und die davon abgeleitete Mitwirkung an der Haupt­
verhandlung-stehen folglich nicht außerhalb der der Staats­
anwaltschaft übertragenen grundsätzlichen Aufgaben.

Der Staatsanwalt hat in der Hauptverhandlung mit pro­
zessualen Mitteln dazu beizutragen, daß Gerechtigkeit und 
Gesetzlichkeit gewährleistet sind. Die Mitwirkung des Staats­
anwalts umfaßt die Aufgabe, die Wirksamkeit der gericht­
lichen Hauptverhandlung erster Instanz im Sinne der Orien­
tierungen der 4. Plenartagung des Obersten Gerichts (1982) zu 
erhöhen.24 Hier sollen folgende Aspekte hervorgehoben wer­
den:

1. In der gerichtlichen Hauptverhandlung erweist sich, ob 
der angeklagte Sachverhalt Bestand hat oder nicht. Deshalb 
muß der Staatsanwalt der unter Verantwortung des Gerichts 
durchzuführenden Beweisaufnahme ungeteilte Aufmerksam­
keit widmen. Durch eine aktive prozessuale Tätigkeit hat er — 
insbesondere bei umfangreichen oder beweisschwierigen 
Strafsachen — seine Erkenntnisse und Erfahrungen aus der 
Leitung des Ermittlungsverfahrens zu nutzen, um auf eine 
allseitige und unvoreingenommene Feststellung der für die 
Entscheidungsfindung relevanten Umstände hinzuwirken. Das 
setzt eine gute und sichere Beherrschung des Ermittlungs­
stoffes ebenso voraus wie die Fähigkeit, in bestimmten typi­
schen Prozeßsituationen (Widerruf des Geständnisses, Korrek­
tur von Aussagen im Ermittlungsverfahren, Infragestellen 
von Zeugenaussagen, Sachverständigengutachten u. a.) richtig 
und überzeugend zu reagieren. Besonders konzentriert ist an 
Fälle des Indizienbeweises heranzugehen.

Mit dem Frage- und Beweisantragsrecht sind dem Staats­
anwalt die prozessualen Mittel in die Hand gegeben, um in 
der gerichtlichen Hauptverhandlung dazu beizutragen, die 
Wahrheit zuverlässig festzustellen. Es kommt nicht auf eine 
Vielzahl von Fragen und Anträgen an, sondern darauf, sie 
fundiert in die Beweisaufnahme einzubringen, wenn sich dies 
zur Klärung des Sachverhalts aus der Sicht des Staatsanwalts 
als notwendig erweist.

2. Eine große Bedeutung hat die Gerichtskultur für die 
Verwirklichung der Ziele des Strafverfahrens.25 Der Staats­
anwalt muß deshalb in seiner gesamten Mitwirkung darauf 
bedacht sein, daß die Hauptverhandlung.zügig und konzen­
triert, unter Wahrung der Autorität des Gerichts und der 
Rechte aller Verfahrensbeteiligten, in einer Atmosphäre kul­
turell gestalteter Beziehungen durchgeführt wird. Hierin ist 
die Forderung eingeschlossen, solche kommunikativen Bezie­
hungen zwischen allen Verfahrensbeteiligten herzustellen, 
die — bei Unterschiedlichkeit der Interessenlage im einzel­
nen — dem Maß der gemeinsamen Verantwortung für die 
Lösung des strafrechtlich relevanten Konflikts entsprechen.

3. Mit seinem Plädoyer stellt der Staatsanwalt autorita­
tive Bewertungen zur verhandelten Strafsache als Beauftrag­

ter des Staates vor. Daraus ergeben sich zwangsläufig die be­
sonderen Anforderungen an das Plädoyer, die immer wieder 
zu bekräftigen und von jedem Staatsanwalt in jeder einzel­
nen Strafsache zu beachten sind.26 Das Plädoyer des Staats­
anwalts ist stets in der Einheit sachbezogener Darstellung der 
Ergebnisse der gerichtlichen Beweisaufnahme zu dem ange- 
klagten Sachverhalt und darauf aufbauender strafpolitischer 
Bewertungen zu gestalten. Seine Überzeugungskraft hängt 
entscheidend davon ab, wie sich in diesen Bewertungen die 
grundlegenden Orientierungen des in unserer Gesellschaft 
herrschenden Systems politischer, moralischer und rechtlicher 
Werte widerspiegeln. Je überzeugender hier der Zusammen­
hang zu der konkreten Strafsache hergestellt wird, desto 
sachbezogener wird und kann in der Argumentation des 
Staatsanwalts die gesellschaftliche Bedeutsamkeit des straf­
rechtlich relevanten Konflikts beleuchtet und der Maßstab 
für seine Beurteilung verdeutlicht werden. Es bedarf zwei­
fellos immer von neuem eines schöpferischen Eindringens in 
das Wesen jeder verhandelten Strafsache, um diesen An­
sprüchen zu genügen.

Das Plädoyer erfüllt, was nicht übersehen werden darf, 
eine spezifische prozessuale Aufgabe des Staatsanwalts, die 
Ausdruck seiner Anklagefunktion ist, nämlich die Mitwirkung 
am Prozeß der Strafzumessung. Obzwar die Strafzumessung 
allein den Gerichten obliegt, nimmt der Staatsanwalt über 
sein Strafantragsrecht Einfluß auf die Meinungsbildung des 
Gerichts. Das Gericht muß sich mit dem Strafantrag des 
Staatsanwalts auseinandersetzen, wenn es eine andere Strafe 
als vom Staatsanwalt beantragt für begründet hält. Das be­
deutet aber, daß der Staatsanwalt im Plädoyer schlüssig, in 
sich widerspruchsfrei, eine Argumentation aufbauen muß, die 
den gesetzlichen Vorgaben der Strafzumessung entspricht 
(insb. § 61 StGB), die grundlegenden und spezifischen straf­
politischen Orientierungen, die in der konkreten Strafsache 
maßgeblich sind, berücksichtigt und die Strafsache in ihrer 
gesellschaftlichen Bedeutsamkeit richtig einordnet und be­
wertet. Der Staatsanwalt muß gegenüber dem Gericht die ein­
heitlichen Bewertungsmaßstäbe betonen, die der Strafzumes­
sung zugrunde zu legen sind. Das charakterisiert seine hohe 
Verantwortung für die einheitliche Verwirklichung sozialisti­
scher Strafpolitik in unserem Lande. Zugleich hat er die in­
dividualisierende inhaltliche Ausgestaltung der Strafe mit zu 
tragen. *
Die strafprozessuale Tätigkeit des Staatsanwalts konnte hier 
nicht umfassend dargestellt werden. Es ging uns darum, an­
hand wichtiger Tätigkeitsfelder des Staatsanwalts zu erör­
tern, in welche Richtung eine weitere Vervollkommnung er­
forderlich erscheint. Damit sind zugleich Richtungen künf­
tiger strafprozessualer Forschungen Umrissen.
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26 Vgl. R. Bell/F. Wilke, „Das Plädoyer des Staatsanwalts in der 
Hauptverhandlung erster Instanz“, NJ 1959, Heft 12, S. 401 ff.; 
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Seit der 1. Auflage dieses Buches (Berlin 1969) hat die Bedeutung des Ver- 
kehrswesens in den internationalen Beziehungen weiter zugenommen. Die 
Verfasser haben sich darauf konzentriert, die völkerrechtlichen Prinzipien des 
internationalen Verkehrs, die Tätigkeit weltweiter Organisationen und von 
Organen und Organisationen sozialistischer Länder sowie internationale Ab­
kommen und Verträge auf dem Gebiet des Verkehrswesens darzustellen, die 
für die DDR spezielle Bedeutung besitzen.

Behandelt werden die Aufgaben des RGW und seiner Ständigen Kom­
missionen, der UNO und ihrer Spezialorganisationen sowie weiterer zwi­
schenstaatlicher Organisationen auf dem Gebiet der Verkehrsbeziehungen. 
Breiter Raum ist den Aufgaben nichtstaatlicher internationaler Organisatio­
nen sowie multi- und bilateralen Verträgen auf den Gebieten des Eisen­
bahnwesens, des Kraftverkehrs, der Seeschiffahrt, der Spedition, der zivilen 
Luftfahrt, des Tourismus und der Rundfunkprogrammübertragung gewidmet. 
Die Autoren erläutern nicht nur das Transport- und Beförderungsrecht, son­
dern wenden sich auch den Rechtsverhältnisseen zu, die sich auf die Ge­
währleistung von Sicherheit und Ordnung, die wissenschaftlich-technische Zu­
sammenarbeit und den Umweltschutz auf dem Gebiet des Verkehrs beziehen.


